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Leitlinien für den Umgang mit sexuellem
Missbrauch Minderjähriger und erwachsener
Schutzbefohlener durch Kleriker, Ordens-
angehörige und andere Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Bereich der Deutschen Bi-
schofskonferenz

A. EINFÜHRUNG

Grundsätzliches

1. In ihrer Verantwortung für den Schutz der Würde und
Integrität junger Menschen und erwachsener Schutz-
befohlener haben sich die deutschen Bischöfe auf die
folgenden Leitlinien verständigt. Sie schreiben damit
die Leitlinien von 2002 und 2010 fort und berück-
sichtigen die Vorgaben, die die Kongregation für die
Glaubenslehre in ihrem Rundschreiben an die Bi-
schofskonferenzen vom 3. Mai 2011 gemacht hat.1

Opfer sexuellen Missbrauchs bedürfen besonderer
Achtsamkeit. Sie müssen vor weiterer sexueller Ge-
walt geschützt werden. Ihnen und ihren Angehörigen
müssen bei der Aufarbeitung von Missbrauchser-
fahrungen Unterstützung und Begleitung angeboten
werden. Sexueller Missbrauch, vor allem an Kindern
und Jugendlichen sowie an erwachsenen Schutzbe-
fohlenen ist eine verabscheuungswürdige Tat. Gerade
wenn Kleriker, Ordensangehörige2 oder sonstige Mit-
arbeiterinnen bzw. Mitarbeiter der Kirche solche be-
gehen3, erschüttert dies nicht selten bei den Opfern
und ihren Angehörigen – neben den möglichen
schweren psychischen Schädigungen – zugleich auch
das Grundvertrauen in Gott und die Menschen. Die
Täter fügen der Glaubwürdigkeit der Kirche und ihrer
Sendung schweren Schaden zu.4 Es ist ihre Pflicht,
sich ihrer Verantwortung zu stellen.5

Die Leitlinien sollen eine abgestimmte Vorgehens-
weise im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz
gewährleisten. Sie sind Grundlage für die von den
Diözesanbischöfen für ihre jeweilige Diözese zu er-
lassenden Regelungen. Katholische Rechtsträger, die
nicht in diözesaner Zuständigkeit stehen, sollen vom
(Erz-)Bistum nur dann als förderungswürdig aner-
kannt werden, wenn sie sich zur Anwendung der
Leitlinien oder der jeweiligen diözesanen Regelungen
verpflichtet haben. Sofern eigene Regelungen vor-
liegen, müssen diese von der zuständigen Stelle als
gleichwertige Regelungen anerkannt werden.

Die Leitlinien gelten auch für karitative Rechtsträger,
für die gemäß dem Motu Proprio „Intima Ecclesiae
natura“ vom 11. November 2012 der Bischof Letzt-
verantwortung ausübt.

Die Regelungen des weltlichen und kirchlichen Ar-
beits- und Datenschutzrechts bleiben unberührt.

Soweit die Leitlinien datenschutzrechtlich nichts an-
deres regeln, gilt die Anordnung über den kirchlichen
Datenschutz (KDO). Nähere Regelungen zum Um-
gang mit personenbezogenen Daten in Protokollen
und sonstigen Unterlagen erlässt der Ordinarius.

Der Begriff des „sexuellen Missbrauchs“ im Sinne der
Leitlinien

2. Diese Leitlinien berücksichtigen die Bestimmungen
sowohl des kirchlichen wie auch des weltlichen Rechts.
Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne dieser Leit-
linien umfasst strafbare sexualbezogene Handlungen.
Die Leitlinien beziehen sich somit

– sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt
sowie weitere sexualbezogene Straftaten des Straf-
gesetzbuchs (StGB)

– als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in Ver-
bindung mit Art. 6 § 1 SST6, nach can. 1387 CIC
in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach
can. 1378 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1
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n. 1 SST, soweit sie an Minderjährigen oder Per-
sonen begangen werden, deren Vernunftgebrauch
habituell eingeschränkt ist (Art. 6 § 1 n. 1 SST).

– Zusätzlich finden sie unter Berücksichtigung der
Besonderheiten des Einzelfalls Anwendung bei
Handlungen unterhalb der Schwelle der Strafbar-
keit, die im pastoralen oder erzieherischen sowie
im betreuenden oder pflegerischen Umgang mit
Kindern und Jugendlichen und erwachsenen
Schutzbefohlenen eine Grenzverletzung oder ei-
nen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen.

Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen mit
sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen, die mit vermeintlicher
Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen den aus-
drücklichen Willen erfolgen. Dies umfasst auch alle
Handlungen zur Vorbereitung, Durchführung und
Geheimhaltung sexualisierter Gewalt.

Den seitens der Kirche Handelnden muss daher stets
bewusst sein, dass es bezüglich der hier zu berück-
sichtigenden strafbaren Handlungen in den beiden
Rechtsbereichen unterschiedliche Betrachtungswei-
sen geben kann (zum Beispiel bzgl. des Kreises der be-
troffenen Personen, des Alters des Opfers, der Ver-
jährungsfrist). Den Bestimmungen beider Rechtsbe-
reiche ist zu entsprechen. Maßgeblich für das kirch-
liche Vorgehen sind die zum Zeitpunkt des Unter-
suchungsbeginns geltenden Verfahrensregeln, unab-
hängig davon, wie lange der sexuelle Missbrauch
zurückliegt.

3. Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser Leit-
linien sind behinderte, gebrechliche oder kranke Per-
sonen gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige
und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine be-
sondere Sorgepflicht haben, weil sie ihrer Fürsorge
oder Obhut anvertraut sind und bei denen aufgrund
ihrer Schutz- und Hilfebedüftigkeit eine besondere
Gefährdung gemäß Leitlinie Nr. 2 besteht.

B. ZUSTÄNDIGKEITEN

Ernennung von Ansprechpersonen und Einrichtung
eines Beraterstabs

4. Der Diözesanbischof beauftragt mindestens zwei ge-
eignete Personen als Ansprechpersonen für Hinweise
auf tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht ei-
nes sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen sowie
an erwachsenen Schutzbefohlenen durch Kleriker
oder andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
kirchlichen Dienst.

Es empfiehlt sich, darauf zu achten, dass sowohl eine
Frau als auch ein Mann benannt werden.

5. Die beauftragten Ansprechpersonen sollen keine Mit-
arbeiterinnen oder Mitarbeiter des (Erz-)Bistums im
aktiven Dienst sein.

6. Name und Anschrift der beauftragten Ansprechper-
sonen werden auf geeignete Weise bekannt gemacht,
insbesondere im Amtsblatt und auf der Internetseite
des Bistums.

7. Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in Fragen
des Umgangs mit sexuellem Missbrauch Minderjäh-
riger und erwachsenen Schutzbefohlenen einen stän-
digen Beraterstab ein. Diesem gehören neben den be-
auftragten Ansprechpersonen insbesondere Frauen
und Männer mit psychiatrisch-psychotherapeuti-
schem, pastoralem sowie juristischem7 und kirchen-
rechtlichem Sachverstand und fundierter fachlicher
Erfahrung und Kompetenz in der Arbeit mit Opfern
sexuellen Missbrauchs an. Dem Beraterstab können
auch Personen angehören, die im kirchlichen Dienst
beschäftigt sind. Im Einzelfall können weitere fach-
lich geeignete Personen hinzugezogen werden.

8. Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam einen
interdiözesanen Beraterstab einrichten.

9. Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt unbe-
rührt.

Entgegennahme von Hinweisen und Information des
Ordinarius

10. Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen Hinweise
auf sexuellen Missbrauch an Minderjährigen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen durch Kleriker, Ordens-
angehörige oder andere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im kirchlichen Dienst entgegen und nehmen
eine erste Bewertung der Hinweise auf ihre Plausi-
bilität und im Hinblick auf das weitere Vorgehen vor.

11. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen
Dienst haben schnellstmöglich die zuständige Person
der Leitungsebene der Institution, bei der sie beschäf-
tigt sind, über diesbezügliche Sachverhalte und Hin-
weise, die ihnen zur Kenntnis gelangt sind, zu infor-
mieren. Sie können sich aber auch direkt an die
beauftragten Ansprechpersonen wenden.

Unter Wahrung der Bestimmungen über das Beicht-
geheimnis (vgl. cann. 983 und 984 CIC8) besteht im
Rahmen von seelsorglichen Gesprächen die Pflicht
zur Weiterleitung an eine der beauftragten Ansprech-
personen immer dann, wenn Gefahr für Leib und
Leben droht sowie wenn weitere mutmaßliche Opfer
betroffen sein könnten. Hierbei sind die Bestimmun-
gen des § 203 StGB zu beachten. Etwaige gesetzliche
Verschwiegenheitspflichten oder Mitteilungspflich-
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ten gegenüber staatlichen Stellen (zum Beispiel Ju-
gendamt, Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvor-
gesetzten bleiben hiervon unberührt.

12. Anonyme Hinweise sind dann zu beachten, wenn sie
tatsächliche Anhaltspunkte für Ermittlungen bein-
halten.

13. Der Ordinarius wird unabhängig von den Plausibili-
tätsabwägungen von den beauftragten Ansprechper-
sonen unverzüglich informiert (vgl. Leitlinie Nr. 10).
Dies gilt auch für die zuständige Person der Leitungs-
ebene (vgl. Leitlinie Nr. 11). Der Ordinarius hat da-
für Sorge zu tragen, dass andere informiert werden,
die für die beschuldigte Person eine besondere Ver-
antwortung tragen: bei Klerikern, die einer anderen
Diözese oder einem anderen Inkardinationsverband
angehören, der Inkardinationsordinarius; bei Ordens-
angehörigen der zuständige Höhere Ordensobere.

Zuständigkeiten im weiteren Verlauf

14. Für das weitere Verfahren können im Hinblick auf
Kleriker zuständig sein: der Ortsordinarius des Wohn-
sitzes der beschuldigten Person (vgl. can. 1408 CIC)
oder der Ortsordinarius des Ortes, an dem die Straftat
begangen worden ist (vgl. can. 1412 CIC) oder der
Inkardinationsordinarius der beschuldigten Person.
Der erstinformierte Ordinarius trägt dafür Sorge, dass
eine Entscheidung über die Zuständigkeit für das
weitere Verfahren zeitnah getroffen wird.

15. Für Ordensangehörige, die im bischöflichen Auftrag
tätig sind, ist der Diözesanbischof zuständig, der die-
sen Auftrag erteilt hat, unbeschadet der Verantwor-
tung des Höheren Ordensoberen. Soweit die Ordens-
angehörigen nicht mehr im bischöflichen Auftrag tätig
sind, unterstützt der Diözesanbischof den Höheren
Ordensoberen.

16. In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den je-
weiligen Höheren Ordensoberen. Ihnen wird dringend
nahegelegt, den örtlich betroffenen Diözesanbischof
über tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht ei-
nes sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder
erwachsenen Schutzbefohlenen in ihrem Verantwor-
tungsbereich sowie über die eingeleiteten Schritte zu
informieren (vgl. Leitlinie Nr. 29).

C. VORGEHEN NACH KENNTNISNAHME EINES
HINWEISES

Gespräch mit dem mutmaßlichen Opfer

17. Wenn ein mutmaßliches Opfer (ggf. seine Eltern oder
Personensorgeberechtigten) über einen Verdacht des

sexuellen Missbrauchs informieren möchte, verein-
bart eine der beauftragten Ansprechpersonen ein Ge-
spräch. In Abstimmung mit dem Ordinarius kann die
beauftragte Ansprechperson eine weitere Person hin-
zuziehen. Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern
oder Personensorgeberechtigten) kann zu dem Ge-
spräch eine Person des Vertrauens hinzuziehen. Auf
die Verpflichtung, einen Missbrauchsverdacht nach
den Vorschriften der Leitlinien Nrn. 29 und 30 den
Strafverfolgungs- und anderen zuständigen Behörden
weiterzuleiten, ist zu Beginn des Gesprächs hinzu-
weisen. Ebenso ist in geeigneter Weise auf die Trag-
weite der Beschuldigung hinzuweisen.

18. Dem Schutz des mutmaßlichen Opfers und dem
Schutz vor öffentlicher Preisgabe von Informationen,
die vertraulich gegeben werden, wird besondere Be-
achtung beigemessen.

19. Das Gespräch, bei dem auch die Personalien möglichst
vollständig aufzunehmen sind, wird protokolliert. Das
Protokoll ist von allen Anwesenden zu unterzeichnen.

20. Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern bzw. Per-
sonensorgeberechtigten) wird zu einer eigenen An-
zeige bei den Strafverfolgungsbehörden ermutigt.

21. Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Gesprächs
informiert.

Anhörung der beschuldigten Person

22. Sofern dadurch die Aufklärung des Sachverhalts nicht
gefährdet und die Ermittlungsarbeit der Strafver-
folgungsbehörden nicht behindert werden, hört ein
Vertreter des Ordinarius bzw. des Dienstgebers unter
Hinzuziehung eines Juristen – eventuell in Anwesen-
heit der beauftragten Ansprechperson – die beschul-
digte Person zu den Vorwürfen an. Der Schutz des
mutmaßlichen Opfers muss in jedem Fall sicherge-
stellt sein, bevor das Gespräch stattfindet. In den Fäl-
len, bei denen sexueller Missbrauch mit einer Straftat
gegen die Heiligkeit des Bußsakramentes (vgl. Art. 4
SST) verbunden ist, darf der Name des mutmaßlichen
Opfers nur mit dessen ausdrücklicher Zustimmung der
beschuldigten Person genannt werden (vgl. Art. 24
§ 1 SST).

23. Die beschuldigte Person kann eine Person ihres Ver-
trauens hinzuziehen.

24. Die beschuldigte Person wird über die Möglichkeit
der Aussageverweigerung informiert (vgl. can. 1728
§ 2 CIC). Wenn Priester beschuldigt werden, sind sie
darauf hinzuweisen, dass sie unter allen Umständen
verpflichtet sind, das Beichtgeheimnis zu wahren (vgl.
cann. 983 und 984 CIC9).
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25. Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchsverdacht
nach den Vorschriften der Leitlinien Nr. 29 den Straf-
verfolgungs- und anderen zuständigen Behörden wei-
terzuleiten, ist hinzuweisen. Die beschuldigte Person
wird über die Möglichkeit zur Selbstanzeige bei den
Strafverfolgungsbehörden informiert.

26. Das Gespräch wird protokolliert. Das Protokoll ist von
allen Anwesenden zu unterzeichnen.

27. Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Gesprä-
ches informiert.

28. Auch der beschuldigten Person gegenüber besteht die
Pflicht zur Fürsorge. Sie steht – unbeschadet erfor-
derlicher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum Erweis
des Gegenteils unter Unschuldsvermutung.

Zusammenarbeit mit den staatlichen Strafverfolgungs-
und anderen zuständigen Behörden

29. Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht
einer Straftat nach dem 13. Abschnitt oder weiterer
sexualbezogener Straftaten des Strafgesetzbuchs
(StGB) an Minderjährigen oder erwachsenen Schutz-
befohlenen vorliegen, leitet ein Vertreter des Ordina-
rius die Informationen an die staatliche Strafver-
folgungsbehörde und – soweit rechtlich geboten – an
andere zuständige Behörden (z. B. Jugendamt, Schul-
aufsicht) weiter. Rechtliche Verpflichtungen anderer
kirchlicher Organe bleiben unberührt.

30. Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an
die Strafverfolgungsbehörde entfällt nur ausnahms-
weise, wenn dies dem ausdrücklichen Willen des mut-
maßlichen Opfers (bzw. dessen Eltern oder Personen-
sorgeberechtigten) entspricht und der Verzicht auf eine
Mitteilung rechtlich zulässig ist. In jedem Fall sind
die Strafverfolgungsbehörden einzuschalten, wenn
weitere Gefährdungen zu befürchten sind oder wei-
tere mutmaßliche Opfer ein Interesse an der strafrecht-
lichen Verfolgung der Taten haben könnten.

31. Die Gründe für den Verzicht auf eine Mitteilung be-
dürfen einer genauen Dokumentation, die von dem
mutmaßlichen Opfer (ggf. seinen Eltern beziehungs-
weise Personensorgeberechtigten) zu unterzeichnen
ist.

Kirchenrechtliche Voruntersuchung gemäß can. 1717
§ 1 CIC

32. Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine Straf-
tat eines Klerikers vorliegt, leitet der Ordinarius ge-
mäß can. 1717 § 1 CIC per Dekret eine kirchenrecht-
liche Voruntersuchung ein und benennt den Vorunter-
suchungsführer. Der Voruntersuchungsführer führt die

Anhörung der beschuldigten Person unter Beachtung
der Leitlinien Nrn. 22 bis 29. Besteht die Gefahr, dass
die Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbehörden
behindert wird, muss die kirchenrechtliche Vorunter-
suchung ausgesetzt werden.

33. Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Voruntersuchung
fasst der Voruntersuchungsführer in einem Bericht an
den Ordinarius zusammen. Die Voruntersuchungs-
akten sind gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.

34. Bestätigt die kirchenrechtliche Voruntersuchung den
Verdacht sexuellen Missbrauchs, informiert der Or-
dinarius gemäß Art. 16 SST die Kongregation für die
Glaubenslehre, und zwar in allen Fällen, die nach dem
30. April 2001 zur Anzeige gebracht worden sind,
und insofern der Beschuldigte noch am Leben ist, un-
abhängig davon, ob die kanonische Strafklage durch
Verjährung erloschen ist oder nicht. Diese Informa-
tion geschieht unter Verwendung eines Formblattes
der Kongregation, unter Übersendung einer Kopie der
Voruntersuchungsakten und unter Beifügung eines
Votums des Ordinarius sowie einer Stellungnahme des
Beschuldigten. Allein Sache der Kongregation ist es
zu entscheiden, wie weiter vorzugehen ist: ob sie ggf.
die Verjährung aufhebt (Art. 7 § 1 SST), ob sie die
Sache an sich zieht (vgl. Art. 21 § 2 n. 2 SST), ob die
Entscheidung mittels eines gerichtlichen (Art. 21 § 1
SST) oder eines außergerichtlichen Strafverfahrens
auf dem Verwaltungswege (Art. 21 § 2 n. 1 SST) ge-
troffen werden soll.

35. Eine ähnliche Vorgehensweise wie in Leitlinie Nrn. 32
bis 33 ist bei Ordensangehörigen gemäß can. 695 § 2
CIC geboten, unabhängig davon, ob es sich bei ihnen
um Kleriker handelt. Dafür ist zuständig der Höhere
Ordensobere.

Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls

36. Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht
eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder
erwachsenen Schutzbefohlenen vor, entscheidet der
Ordinarius über das weitere Vorgehen unter Berück-
sichtigung der kirchen- und arbeitsrechtlichen Bestim-
mungen.

Im Falle von Klerikern kann er gemäß Art. 19 SST
konkrete, in can. 1722 CIC aufgeführte Maßnahmen
verfügen (zum Beispiel Freistellung vom Dienst; Fern-
halten vom Dienstort bzw. Arbeitsplatz; Fernhalten
von Tätigkeiten, bei denen Minderjährige gefährdet
werden könnten).

37. Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete
Person benennt, unterrichtet er die beauftragte An-
sprechperson über die beschlossenen Maßnahmen und
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den jeweiligen Stand der Umsetzung, damit diese das
mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern bzw. Personen-
sorgeberechtigten) davon in Kenntnis setzen kann.

38. Soweit für den staatlichen Bereich darüber hinausge-
hende Regelungen gelten, finden diese entsprechen-
de Anwendung.

Vorgehen bei nach staatlichem Recht nicht aufgeklär-
ten Fällen

39. Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs nach
staatlichem Recht nicht aufgeklärt wird, zum Beispiel
weil Verjährung eingetreten ist, jedoch tatsächliche An-
haltspunkte bestehen, die die Annahme eines sexuel-
len Missbrauchs an Minderjährigen oder erwachse-
nen Schutzbefohlenen rechtfertigen, sollen sich die
zuständigen kirchlichen Stellen im Rahmen ihrer
Möglichkeiten selbst um Aufklärung bemühen. Die
Leitlinien Nrn. 36 und 37 gelten entsprechend; bei
Klerikern bis zu einer Entscheidung der Kongregation
für die Glaubenslehre.

40. Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches
Gutachten zur beschuldigten Person und ggf. auch ein
Glaubhaftigkeitsgutachten zur Aussage des mutmaß-
lichen Opfers eingeholt werden.

Maßnahmen im Falle einer fälschlichen Beschuldigung

41. Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht
als unbegründet, ist dies durch den Ordinarius im Ab-
schlussdekret der kirchenrechtlichen Voruntersuchung
festzuhalten. Dieses Dekret ist zusammen mit den Un-
tersuchungsakten gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.

42. Es ist Aufgabe des Ordinarius, den guten Ruf einer
fälschlich beschuldigten oder verdächtigten Person
durch geeignete Maßnahmen wiederherzustellen (vgl.
can. 1717 § 2 CIC bzw. can. 220 CIC).

D. HILFEN

Hilfen für das Opfer

43. Dem Opfer und seinen Angehörigen werden Hilfen
angeboten oder vermittelt. Die Hilfsangebote orien-
tieren sich an dem jeweiligen Einzelfall. Zu den Hilfs-
angeboten gehören seelsorgliche und therapeutische
Hilfen. Das Opfer kann Hilfe nichtkirchlicher Ein-
richtungen in Anspruch nehmen. Diese Möglichkeit
besteht auch, wenn der Fall verjährt oder die beschul-
digte Person verstorben ist. Unabhängig davon kön-
nen Opfer „Leistungen in Anerkennung des Leids, das
Opfern sexuellen Missbrauchs zugefügt wurde“ über
die beauftragten Ansprechpersonen beantragen.

44. Für die Entscheidung über die Gewährung von kon-
kreten Hilfen ist der Ordinarius zuständig; für selb-
ständige kirchliche Einrichtungen der Träger.

45. Bei der Gewährung von Hilfen für ein Missbrauchs-
opfer ist ggf. eng mit dem zuständigen Jugendamt oder
anderen Fachstellen zusammenzuarbeiten.

Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen, Deka-
nate und Pfarreien

46. Die zuständigen Personen der betroffenen kirchlichen
Einrichtungen, Dekanate und Pfarreien werden von
dem Ordinarius über den Stand eines laufenden Ver-
fahrens informiert. Sie und ihre Einrichtungen bzw.
Dekanate und Pfarreien können Unterstützung erhal-
ten, um die mit dem Verfahren und der Aufarbeitung
zusammenhängenden Belastungen bewältigen zu kön-
nen.

E. KONSEQUENZEN FÜR DEN TÄTER

47. Gegen im kirchlichen Dienst Tätige, die Minderjäh-
rige oder erwachsene Schutzbefohlene sexuell miss-
braucht haben, wird im Einklang mit den jeweiligen
staatlichen und kirchlichen dienst- oder arbeitsrecht-
lichen Regelungen vorgegangen.

48. Die betreffende Person wird nicht in der Arbeit mit
Kindern, Jugendlichen und erwachsenen Schutzbe-
fohlenen im kirchlichen Bereich eingesetzt.

49. Über die betreffende Person wird ein forensisch-psy-
chiatrisches Gutachten zur Risikoabschätzung einge-
holt. Täter, bei denen eine behandelbare psychische
Störung vorliegt, sollen sich einer Therapie unterziehen.

50. Die Rückkehr eines Klerikers in den Seelsorgedienst
ist – unter Beachtung der gegen ihn verhängten Stra-
fen – auszuschließen, wenn dieser Dienst eine Ge-
fahr für Minderjährige oder erwachsene Schutzbefoh-
lene darstellt oder ein Ärgernis hervorruft.10 Diese
Maßnahme kann auch dann ergriffen werden, wenn
die Tat verjährt ist.

51. Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen, dass
die von ihm verfügten Beschränkungen oder Aufla-
gen eingehalten werden. Das gilt bei Klerikern auch
für die Zeit des Ruhestands.

52. Bei einem des sexuellen Missbrauchs gemäß can. 1395
§ 2 CIC überführten Mitglieds einer Ordensgemein-
schaft ist gemäß can. 695 § 1 CIC vorzugehen.

53. Wird ein Kleriker oder Ordensangehöriger, der straf-
bare sexualbezogene Handlungen im Sinne dieser
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Leitlinien (vgl. Leitlinie Nr. 2) begangen hat, inner-
halb der Diözese versetzt und erhält er einen neuen
Dienstvorgesetzten, wird dieser über die besondere
Problematik und eventuelle Auflagen unter Beachtung
der gesetzlichen Vorschriften schriftlich informiert.
Bei Versetzung oder Verlegung des Wohnsitzes in eine
andere Diözese wird der Diözesanbischof bzw. der
Ordensobere, in dessen Jurisdiktionsbereich der Tä-
ter sich künftig aufhält, entsprechend der vorstehen-
den Regelung in Kenntnis gesetzt. Gleiches gilt ge-
genüber einem neuen kirchlichen Dienstvorgesetzten
und auch dann, wenn der sexuelle Missbrauch nach
Versetzung bzw. Verlegung des Wohnsitzes sowie
nach dem Eintritt in den Ruhestand bekannt wird. Bei
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im kirchlichen
Dienst, die ihren Arbeitsbereich beim selben Rechts-
träger wechseln, ist der neue Fachvorgesetzte unter
Beachtung der gesetzlichen Vorschriften in geeigne-
ter Weise zu informieren. Diese Informationspflicht
gilt auch für die nicht strafbaren sexualbezogenen
Handlungen, die in Leitlinie Nr. 2 genannt sind.

F. ÖFFENTLICHKEIT

54. Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des Persön-
lichkeitsschutzes der Betroffenen in angemessener
Weise informiert.

G. SPEZIELLE PRÄVENTIVE MASSNAHME

55. Wenn Anlass zur Sorge besteht, dass bei einer Person
Tendenzen zu sexuellem Fehlverhalten vorliegen,
wird eine forensisch-psychiatrische Begutachtung
dringend angeraten. Im Übrigen erfolgt die Präventi-
on im Sinne der Rahmenordnung „Prävention gegen
sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und erwach-
senen Schutzbefohlenen im Bereich der Deutschen
Bischofskonferenz“ in der jeweils geltenden Fassung.

H. VORGEHEN BEI SEXUELLEM MISSBRAUCH
MINDERJÄHRIGER ODER ERWACHSENER
SCHUTZBEFOHLENER DURCH EHRENAMT-
LICH TÄTIGE PERSONEN

56. In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen mit Kin-
dern- und Jugendlichen gelten die Vorschriften des
Bundeskinderschutzgesetzes. Personen, die sich des
sexuellen Missbrauchs Minderjähriger schuldig ge-
macht haben, werden in der ehrenamtlichen Arbeit
mit Kindern und Jugendlichen im kirchlichen Bereich
nicht eingesetzt (§ 72a Abs. 4 SGB VIII).

57. Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Minderjäh-
riger oder erwachsener Schutzbefohlener durch eh-

renamtlich tätige Personen im kirchlichen Bereich gel-
ten diese Leitlinien bezüglich der notwendigen Ver-
fahrensschritte und Hilfsangebote entsprechend.

I. GELTUNGSDAUER

58. Die vorstehenden Leitlinien gelten fünf Jahre und wer-
den vor Verlängerung ihrer Geltungsdauer nochmals
einer Überprüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

Für das Erzbistum Freiburg

Erzbischof Dr. Robert Zollitsch
Apostolischer Administrator

Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz

Anmerkungen:

1 Die  Kongregation für die Glaubenslehre hat am 5. April 2013 mitge-
teilt, dass Papst Franziskus der Kongregation aufgetragen hat, den
von Papst Benedikt XVI. eingeschlagenen Kurs weiterzuverfolgen
und im Hinblick auf die Fälle von sexuellem Missbrauch entschlos-
sen vorzugehen; das heißt vor allem die Maßnahmen zum Schutz der
Minderjährigen, die Hilfe für die, die in der Vergangenheit Opfer der-
artiger Übergriffe geworden sind, das angemessene Vorgehen gegen
die Schuldigen und den Beitrag der Bischofskonferenzen hinsicht-
lich der Formulierung und Umsetzung der nötigen Weisungen in die-
sem für das Zeugnis und die Glaubwürdigkeit der Kirche so wichti-
gen Bereich voranzubringen.

2 Unter Ordensangehörige werden im weiteren Verlauf die Mitglieder
der Institute des geweihten Lebens und Gesellschaften des apostoli-
schen Lebens verstanden (vgl. cann. 573 bis 746 CIC).

3 Vgl. Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz bei ihrer Frühjahrs-
Vollversammlung in Freiburg vom 22. bis 25. Februar 2010 anlässlich
der Aufdeckung von Fällen sexuellen Missbrauchs an Minderjähri-
gen im kirchlichen Bereich.

4 Vgl. Papst Benedikt XVI., Ansprache an die Bischöfe von Irland an-
lässlich ihres „Ad-limina“-Besuches, 28.  Oktober 2006, 4. Absatz;
ders. im Gespräch mit Peter Seewald im Interview-Buch „Licht der
Welt“ vom Oktober 2010: „Es ist eine besonders schwere Sünde, wenn
jemand, der eigentlich den Menschen zu Gott helfen soll, dem sich
ein Kind, ein junger Mensch anvertraut, um den Herrn zu finden, ihn
stattdessen missbraucht und vom Herrn wegführt. Dadurch wird der
Glaube als solcher unglaubwürdig, kann sich die Kirche nicht mehr
glaubhaft als Verkünderin des Herrn darstellen.“ (S. 42).

5 Vgl. Papst Benedikt XVI., Hirtenbrief des Heiligen Vaters an die Ka-
tholiken in Irland vom 19. März 2010, Nr. 7: „Ihr [die Ihr Kinder
missbraucht habt] habt das Vertrauen, das von unschuldigen jungen
Menschen und ihren Familien in Euch gesetzt wurde, verraten und
Ihr müsst Euch vor dem allmächtigen Gott und vor den zuständigen
Gerichten dafür verantworten. … Ich mahne Euch, Euer Gewissen zu
erforschen, Verantwortung für die begangenen Sünden zu überneh-
men und demütig Euer Bedauern auszudrücken. … Gottes Gerech-
tigkeit ruft uns dazu auf, Rechenschaft über unsere Taten abzulegen
und nichts zu verheimlichen. Erkennt Eure Schuld öffentlich an, un-
terwerft Euch der Rechtsprechung, aber verzweifelt nicht an der Barm-
herzigkeit Gottes.“
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6 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae
Sacramentorum sanctitatis tutela  [SST] vom 30. April 2001. Der in
diesem Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner gelten-
den Form als Normae de delictis Congregationi pro Doctrina Fidei
reservatis seu Normae de delictis contra fidem necnon de gravioribus
delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert unter
Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kür-
zels für das Bezugsdokument: SST.]

7 Für den Fall, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im kirch-
lichen Dienst betroffen ist, ist arbeitsrechtlicher Sachverstand zu ge-
währleisten.

8 Vgl. auch can. 1388 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.

9 Vgl. auch Art. 24 § 3 SST; can. 1388 CIC in Verbindung mit Art. 4
§ 1 n. 5 SST.

10 Siehe Rundschreiben der Kongregation für die Glaubenslehre an die
Bischofskonferenzen für die Erstellung von Leitlinien (3. Mai 2011).

Nr. 191

Rahmenordnung Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt an Minderjährigen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen im Bereich der
Deutschen Bischofskonferenz

A. EINFÜHRUNG

I. Grundsätzliches

Die Prävention gegen sexualisierte Gewalt ist integraler
Bestandteil der kirchlichen Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen sowie erwachsenen Schutzbefohlenen. Im
Geiste des  Evangeliums will die katholische Kirche allen
Kindern und Jugendlichen sowie erwachsenen Schutzbe-
fohlenen einen sicheren Lern- und Lebensraum bieten. In
diesem wird ihre menschliche und geistliche Entwicklung
gefördert sowie ihre Würde und Integrität geachtet. Psychi-
sche und physische Grenzverletzungen sind zu vermeiden.

Prävention als Grundprinzip pädagogischen Handelns
trägt bei Mädchen und Jungen, jungen Frauen und Männer
dazu bei, dass sie in ihrer Entwicklung zu eigenverant-
wortlichen, glaubens- und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeiten gestärkt werden. Unterschiede ihrer Bedarfs-
und Gefährdungslagen verlangen bei allen Präventions-
maßnahmen eine angemessene Berücksichtigung.

Ziel von Prävention in Diözesen, Ordensgemeinschaften,
kirchlichen Institutionen und Verbänden ist es, eine neue
Kultur des achtsamen Miteinanders zu entwickeln. Dafür
muss es transparente, nachvollziehbare, kontrollierbare
und evaluierbare Strukturen und Prozesse zur Prävention
sexualisierter Gewalt geben.

Diese Rahmenordnung richtet sich an alle, die im Bereich
der Deutschen Bischofskonferenz für das Wohl und den
Schutz von Kindern und Jugendlichen sowie erwachse-
nen Schutzbefohlenen Verantwortung und Sorge tragen.

Die Rahmenordnung soll eine abgestimmte Vorgehens-
weise im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz ge-
währleisten. Sie ist Grundlage für die von den Diözesan-
bischöfen für ihre jeweilige Diözese zu erlassenden Re-
gelungen. Katholische Rechtsträger, die nicht in diözesa-
ner Zuständigkeit stehen, sollen vom (Erz-)Bistum nur
dann als förderungswürdig anerkannt werden, wenn sie
sich zur Anwendung der Rahmenordnung oder der jewei-
ligen diözesanen Präventionsregelungen verpflichtet ha-
ben. Sofern eigene Regelungen vorliegen, müssen diese
von der zuständigen Stelle als gleichwertiges Regelungs-
werk anerkannt werden.

II. Begriffsbestimmungen

1. Diese Rahmenordnung berücksichtigt die Bestimmun-
gen sowohl des kirchlichen wie auch des weltlichen
Rechts.

2. Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser Rah-
menordnung umfasst neben strafbaren sexualbezo-
genen Handlungen auch Grenzverletzungen und sons-
tige sexuelle Übergriffe. Die Rahmenordnung bezieht
sich somit

– sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt
sowie weitere sexualbezogene Straftaten des Straf-
gesetzbuches (StGB)

– als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in Ver-
bindung mit Art. 6 § 1 SST1, nach can. 1387 CIC in
Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach
can. 1387 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 1
SST, soweit sie an Minderjährigen oder Personen
begangen werden, deren Vernunftgebrauch habitu-
ell eingeschränkt ist (Art. 6 § 1 n. 1 SST).

– Zusätzlich findet sie unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten des Einzelfalls Anwendung bei Hand-
lungen unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die
im pastoralen oder erzieherischen sowie im betreu-
enden oder pflegerischen Umgang mit Kindern und
Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohlenen
eine Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuel-
len Übergriff darstellen.

Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen mit
sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen, die mit vermeintlicher
Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen den aus-
drücklichen Willen der Schutzbefohlenen erfolgen.
Dies umfasst alle Handlungen zur Vorbereitung, Durch-
führung und Geheimhaltung sexualisierter Gewalt.

3. Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser Rah-
menordnung sind behinderte, gebrechliche oder kran-
ke Personen gegenüber denen Kleriker, Ordensange-
hörige und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
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eine besondere Sorgepflicht haben, weil sie ihrer Für-
sorge oder Obhut anvertraut sind und bei denen auf-
grund ihrer Schutz- und Hilfebedüftigkeit eine beson-
dere Gefährdung gemäß Nr. 2 besteht.

4. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamtlich
Tätige im Sinne dieser Ordnung sind alle Personen,
die im Rahmen ihrer haupt-, neben- oder ehrenamt-
lichen Tätigkeit Kinder, Jugendliche oder andere
Schutzbefohlene beaufsichtigen, betreuen, erziehen,
ausbilden oder vergleichbaren Kontakt zu ihnen haben.

B. INHALTLICHE UND STRUKTURELLE AN-
FORDERUNGEN AN DIÖZESEN, ORDENSGE-
MEINSCHAFTEN, KIRCHLICHE INSTITUTIO-
NEN UND VERBÄNDE

Die Strukturen und Prozesse zur Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt in den Diözesen, Ordensgemeinschaften,
kirchlichen Institutionen und Verbänden müssen transpa-
rent, nachvollziehbar, kontrollierbar und evaluierbar sein.
Die Entwicklung und Verwirklichung von Maßnahmen
zur Prävention erfolgen partizipativ in Zusammenarbeit
mit allen hierfür relevanten Personen und Gruppen. Dazu
gehören auch die Kinder und Jugendlichen und erwach-
senen Schutzbefohlenen selbst. Der Träger von Einrich-
tungen und Diensten erstellt im Hinblick auf den jewei-
ligen Arbeitsbereich ein institutionelles Schutzkonzept.
Die Ausgestaltung eines solchen Schutzkonzepts erfolgt
in Abstimmung mit der diözesanen Koordinationsstelle
(siehe II.).

I. Institutionelles Schutzkonzept

1. Personalauswahl und -entwicklung
Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisieren
die Prävention gegen sexualisierte Gewalt im Vorstellungs-
gespräch, während der Einarbeitungszeit sowie in weiter-
führenden Mitarbeitergesprächen. In der Aus- und Fortbil-
dung ist sie Pflichtthema. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
müssen, entsprechend den gesetzlichen und arbeitsrecht-
lichen Regelungen, ein erweitertes Führungszeugnis vor-
legen. Eine Pflicht zur Vorlage eines erweiterten Führungs-
zeugnisses für ehrenamtlich Tätige besteht, soweit es die
gesetzlichen Regelungen des jeweiligen Bundeslandes
bestimmen. Je nach Art, Intensität und Dauer des Kon-
takts mit Kindern und Jugendlichen bzw. nach Aufgabe
und Einsatz im Einzelfall wird von den Verantwortlichen
geprüft, ob eine Selbstauskunftserklärung vorgelegt wer-
den muss.

2. Verhaltenskodex und Verpflichtungserklärung
Klare Verhaltensregeln stellen im Hinblick auf den jewei-
ligen Arbeitsbereich ein fachlich adäquates Nähe-Distanz-
Verhältnis und einen respektvollen Umgang und eine of-
fene Kommunikationskultur gegenüber den Kindern und

Jugendlichen sowie gegenüber den erwachsenen Schutz-
befohlenen sicher. Ein Verhaltenskodex ist im jeweiligen
Arbeitsbereich partizipativ zu erstellen. Kinder, Jugend-
liche und erwachsene Schutzbefohlene sollen angemes-
sen in die Entwicklung des Verhaltenskodex eingebun-
den werden. Der Verhaltenskodex wird von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern sowie ehrenamtlich Tätigen
durch Unterzeichnung anerkannt. Die Unterzeichnung des
Verhaltenskodex bzw. einer Verpflichtungserklärung ist
verbindliche Voraussetzung für eine An- und Einstellung,
für eine Weiterbeschäftigung sowie auch für eine Beauf-
tragung zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit. Allen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern sind die Sanktionen bei
Nichteinhaltung bekannt zu machen. Darüber hinaus ist
der Verhaltenskodex vom Träger in geeigneter Weise zu
veröffentlichen.

3. Dienstanweisungen und hausinterne Regelungen
Um das Wohl und den Schutz der Kinder und Jugendli-
chen sowie der erwachsenen Schutzbefohlenen zu sichern,
kann der Träger über den Verhaltenskodex hinaus Dienst-
anweisungen und hausinterne Regelungen erlassen, die
arbeitsrechtliche Verbindlichkeit haben; die Regelungen
der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) bleiben un-
berührt.

4. Beratungs- und Beschwerdewege
Im Rahmen des institutionellen Schutzkonzepts beschreibt
der Träger interne und externe Beratungs- und Beschwer-
dewege für die Kinder und Jugendlichen sowie die er-
wachsenen Schutzbefohlenen, für die Eltern bzw. Per-
sonensorgeberechtigten sowie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter.

5. Nachhaltige Aufarbeitung
Begleitende Maßnahmen sowie Nachsorge in einem irri-
tierten System bei einem aufgetretenen Vorfall sind Teil
einer nachhaltigen Präventionsarbeit. Im institutionellen
Schutzkonzept sind entsprechende Maßnahmen zu be-
schreiben.

6. Qualitätsmanagement
Die Träger haben die Verantwortung dafür, dass Maßnah-
men zur Prävention nachhaltig Beachtung finden und fes-
ter Bestandteil ihres Qualitätsmanagements sind. Für jede
Einrichtung und für jeden Verband sowie ggf. für den
Zusammenschluss mehrerer kleiner Einrichtungen muss
eine für Präventionsfragen geschulte Person zur Verfü-
gung stehen, die den Träger bei der Umsetzung des insti-
tutionellen Schutzkonzepts beraten und unterstützen kann.
Personen mit Opferkontakt oder mit Kontakt zu Beschul-
digten bzw. Täterinnen oder Tätern erhalten kontinuier-
lich Supervision.

7. Aus- und Fortbildung
Prävention gegen sexualisierte Gewalt erfordert Schulun-
gen insbesondere zu Fragen von
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– angemessener Nähe und Distanz,

– Strategien von Täterinnen und Tätern,

– Psychodynamiken der Opfer,

– Dynamiken in Institutionen sowie begünstigenden insti-
tutionellen Strukturen,

– Straftatbeständen und weiteren einschlägigen rechtli-
chen Bestimmungen,

– eigener emotionaler und sozialer Kompetenz,

– Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,

– notwendigen und angemessenen Hilfen für Betroffene,
ihre Angehörigen und die betroffenen Institutionen,

– sexualisierter Gewalt von Kindern und Jugendlichen
und erwachsenen Schutzbefohlenen an anderen Min-
derjährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen.

Alle in leitender Verantwortung haupt-, neben- oder eh-
renamtlich tätigen Personen in der Arbeit mit Kindern,
Jugendlichen oder erwachsenen Schutzbefohlenen sowie
alle weiteren in diesen Bereichen leitend Verantwortlichen
werden zu Fragen der Prävention gegen sexualisierte Ge-
walt geschult. Dabei bilden die Möglichkeiten zur Ver-
besserung des Wohls und des Schutzes von Kindern,
Jugendlichen sowie erwachsenen Schutzbefohlenen ei-
nerseits und Vorkehrungen zur Erschwerung von Strafta-
ten andererseits einen Schwerpunkt.

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamt-
lich Tätige in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen oder
erwachsenen Schutzbefohlenen werden je nach Art, Dau-
er und Intensität im Umgang mit Kindern und Jugendli-
chen sowie mit erwachsenen Schutzbefohlenen zum The-
ma Prävention gegen sexualisierte Gewalt gründlich ge-
schult beziehungsweise informiert.

Im Sinne einer Erziehungspartnerschaft wird das Thema
Prävention gegen sexualisierte Gewalt auch mit Eltern
bzw. Personensorgeberechtigten besprochen. Im Hinblick
auf erwachsene Schutzbefohlene sollen diese Gespräche
mit den Angehörigen und gesetzlichen Betreuern geführt
werden.

II. Koordinationsstelle zur Prävention gegen sexuali-
sierte Gewalt

1. Der Diözesanbischof errichtet eine diözesane Koordi-
nationsstelle zur Unterstützung, Vernetzung und Steu-
erung der diözesanen Aktivitäten. Er benennt zur
Wahrnehmung beziehungsweise Leitung der diöze-
sanen Koordinationsstelle eine oder mehrere qualifi-
zierte Personen als Präventionsbeauftragte.

2. Mehrere Diözesanbischöfe können eine interdiözesane
Koordinationsstelle einrichten.

3. Für die Ordensgemeinschaften kann der zuständige
Höhere Ordensobere einen eigenen Präventionsbe-
auftragten benennen, der mit der Leitung der diöze-
sanen Koordinationsstelle zusammenarbeitet.

4. Die diözesane Koordinationsstelle hat insbesondere
folgende Aufgaben:

– Beratung und Abstimmung bei der Entwicklung und
Umsetzung von institutionellen Schutzkonzepten,

– Organisation von Schulungen für Multiplikatorin-
nen und Multiplikatoren sowie Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter (gem. B. I. 7.),

– Sicherstellung der Qualifizierung und Information
der für Präventionsfragen geschulten Personen (gem.
B. I. 6.),

– Vernetzung der Präventionsarbeit inner- und außer-
halb der Diözese,

– Vernetzung mit kirchlichen und nicht-kirchlichen
Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,

– Evaluation und Weiterentwicklung von verbindli-
chen Qualitätsstandards,

– Beratung von Aus- und Weiterbildungseinrichtungen,

– Fachberatung bei der Planung und Durchführung von
Präventionsprojekten,

– Vermittlung von Fachreferentinnen und Fachreferenten,

– Entwicklung und Information von Präventionsma-
terialien und -projekten,

– Öffentlichkeitsarbeit in Kooperation mit der jewei-
ligen Pressestelle.

C. GELTUNGSDAUER

Die vorstehende Rahmenordnung gilt für fünf Jahre und
wird vor Verlängerung ihrer Geltungsdauer nochmals
einer Überprüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

Für das Erzbistum Freiburg

Erzbischof Dr. Robert Zollitsch
Apostolischer Administrator

Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz

Anmerkung:
1 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae

Sacramentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 2001. Der in
diesem Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner gelten-
den Form als Normae de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor.
[Diese Normen werden zitiert unter Nennung des entsprechenden Arti-
kels und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: SST.]
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Nr. 192

Exerzitien für Priester

Einzelexerzitien

Elemente: Gebetshinweise im Begleitungsgespräch,
persönliche Gebetszeiten, Leibübungen,
durchgehendes Schweigen, Feier der Eucha-
ristie, Teilnahme am Stundengebet

Termin: 12. bis 18. Januar 2014

Ort: Geistliches Zentrum St. Peter

Begleitung: Maria Boxberg, Pfarrer Thomas Fürst,
Pfarrer Hermann-Josef Kreutler, Dr. Arno
Zahlauer

Exerzitien mit gemeinsamen Impulsen

Elemente: Täglich ein Impuls, tägliches Begleitungs-
gespräch, durchgehendes Schweigen, Stun-
dengebet, Feier der Eucharistie

Termin: 19. bis 25. Januar 2014

Ort: Geistliches Zentrum St. Peter

Begleitung: P. Piet van Breemen SJ, Nijmegen/NL

Anmeldung: Geistliches Zentrum St. Peter
Klosterhof 2, 79271 St. Peter
Tel.: (0 76 60) 91 01 - 12
Fax: (0 76 60) 91 01 - 50
info@geistliches-zentrum.org

Nr. 193

Ernennungen

Der Apostolische Administrator Erzbischof Dr. Robert
Zollitsch hat mit Wirkung vom 20. September 2013 Frau
Dr. Marianne Varelmann, Wertheim, zur Schuldekanin für
das Dekanat Tauberbischofsheim ernannt. Die Ernennung
gilt bis zum Ende des Schuljahres 2015/2016.

Mit Beginn des Schuljahres 2013/2014 wurde Frau
Dr. Michaele Furgber, Uhldingen-Mühlhofen, zur Schul-
beauftragten für Grund-, Haupt-, Werkreal-, Real- und Ge-
meinschaftsschulen des Dekanates Linzgau ernannt. Die
Ernennung gilt bis zum Ende des Schuljahres 2015/2016.

Mit Beginn des Schuljahres 2013/2014 wurde Frau Nicola
Heckner, Breisach, zur Schulbeauftragten für Grund-,
Haupt-, Werkreal-, Real- und Gemeinschaftsschulen des
Dekanates Breisach-Neuenburg wieder ernannt. Die Er-
nennung gilt bis zum Ende des Schuljahres 2018/2019.

Pastoralassistenten/Pastoralassistentinnen
bzw. Pastoralreferenten/Pastoralreferentinnen

Als Pastoralassistenten/Pastoralassistentinnen im berufs-
praktischen Jahr wurden zum 1. September 2013 ange-
wiesen:

Chivu Carmen, SE Mannheim-Waldhof-Gartenstadt und
SE Mannheim-Sandhofen-Schönau, Dekanat Mannheim

Lang Benedikt, SE Karlsruhe St. Bernhard-St. Martin und
SE Karlsruhe St. Hedwig, Dekanat Karlsruhe

Moser Carola, SE Freiburg-Wiehre-Günterstal, Dekanat
Freiburg

Ries Thomas, SE Waldbronn-Karlsbad, Dekanat Karlsruhe

Schleyer Daniel, SE Malsch, Dekanat Karlsruhe

Trojanski Meike, SE Karlsruhe Mitte-Süd und SE Karls-
ruhe West-Nord, Dekanat Karlsruhe

Als Pastoralreferenten/Pastoralreferentinnen wurden zum
1. September 2013 unbefristet angestellt:

Döbele Sebastian, SE Bühlertal, Dekanat Baden-Baden

Kah Judith, SE Oberer Linzgau, Dekanat Sigmaringen-
Meßkirch

Legge Andrea, SE Wertheim, Dekanat Tauberbischofsheim

Mießner Rotraud, SE Weil am Rhein, Dekanat Wiesental

Schlegel Michael, SE Oberes Bregtal (50 %) und Hoch-
schulseelsorge Furtwangen (50 %), Dekanat Schwarz-
wald-Baar

Versetzungen

Auer Elisabeth, SE Zwischen Brigach und Kirnach (70 %),
Dekanat Schwarzwald-Baar

Freund Andreas, SE Rastatt, Dekanat Rastatt

Günnewig Ulf, Dekanat Mannheim (80 %) und SE Mann-
heim City (20 %)

Hartmann Hubert, SE Tauberbischofsheim, Dekanat
Tauberbischofsheim

Mitteilung

Personalmeldungen
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Heizler Christoph, SE Lörrach (25 %) und Klinikseelsorge
Lörrach (75 %), Dekanat Wiesental

Herting Claus, SE Leimen-Nußloch-Sandhausen (50 %)
und SE Heidelberg Süd (50 %), Dekanate Wiesloch und
Heidelberg-Weinheim

Molz Isabelle, Bildungsreferentin im KjG-Diözesanver-
band Freiburg, Dekanat Freiburg

Ufer Alexander, SE Meersburg und SE Immenstaad, De-
kanat Linzgau

Wollersen Antke, Citypastoral Karlsruhe (50 %) und
SE Karlsruhe Mitte-Süd, SE Karlsruhe West-Nord, De-
kanat Karlsruhe

Wiederaufnahme des Dienstes

Berkmann Anja, SE Freiburg West und SE Freiburg-
Hochdorf-Landwasser (50 %), Dekanat Freiburg

Bumiller Adelheid, SE Fehla-/Killertal und SE Obere Alb,
Dekanat Zollern

Schirmer Anita, SE Hockenheim (50 %), Dekanat Wies-
loch

Beurlaubungen

Betz Christina, zuletzt in der SE Malsch, zum 1. Septem-
ber 2013

Kühlmann Martin, zuletzt in der SE Karlsruhe Mitte-Süd
und in der „BRÜCKE“, zum 31. August 2013 (Sabbat-
jahr)

Schirmer Clemens, zuletzt in der SE Hockenheim, zum
31. Mai 2013

Ausgeschieden

Brenner Eugen, zuletzt beim Caritasverband, Bezirksver-
band Singen, zum 30. November 2013 (Ruhestand)

Flaig Karl, zuletzt in der SE Kandern-Istein, zum 31. Juli
2013 (Ruhestand)

Zum 31. August 2013:

Keßler Berthold, zuletzt im Sonderurlaub

Keßler Christina, zuletzt im Sonderurlaub

Metzner Barbara, zuletzt im Sonderurlaub

Segna Peter, zuletzt in der SE Tauberbischofsheim

Gemeindeassistenten/Gemeindeassistentin-
nen bzw. Gemeindereferenten/Gemeindere-
ferentinnen

Als Gemeindeassistenten/Gemeindeassistentinnen im
Berufspraktischen Jahr (BPJ) wurden zum 1. September
2013 angewiesen:

Gösmann Moritz, SE An der Glotter, Dekanat Endingen-
Waldkirch

Kar Rami, SE Vorderes Kinzigtal, Dekanat Offenburg-
Kinzigtal

Kurzbach Birgit, SE Haslach, Dekanat Offenburg-Kinzig-
tal

Schilz Nicole, SE Heidelberg-Neckartal, Dekanat Heidel-
berg-Weinheim

Ziegler Ulrike, SE Freiburg-Wiehre-Günterstal, Dekanat
Freiburg

Als Gemeindeassistenten/Gemeindeassistentinnen in der
Berufseinführungsphase (BEP) wurden zum 1. Septem-
ber 2013 angewiesen:

Becker Tanja, SE Weil am Rhein, Dekanat Wiesental

Grimm Renate, SE Bretten-Walzbachtal, Dekanat Bruchsal

Hummel Katharina, SE Kandern-Istein, Dekanat Wiesen-
tal

Kraft Sebastian, SE Oberer Linzgau, Dekanat Sigmaringen-
Meßkirch

Kunner Ursula, SE Appenweier-Durbach, Dekanat Offen-
burg-Kinzigtal

Mönig Nicole, SE Brühl-Ketsch, Dekanat Wiesloch

Pfleger Stefan, SE Staufen-St. Trudpert, Dekanat Breisach-
Neuenburg

Als Gemeindeassistentin im Stärkungsjahr wurde zum
1. September 2013 angewiesen:

Fantoli Daniela, SE Weinheim-Hirschberg, Dekanat
Heidelberg-Weinheim

Versetzungen

Als Gemeindereferenten/Gemeindereferentinnen wurden
zum 1. September 2013 versetzt:

Fleischmann Inge, SE Mannheim Südost, Dekanat Mann-
heim
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Haug Simone, SE Rheinstetten, Dekanat Karlsruhe

Kaupp-Herdick Markus, SE Zell a. H., Dekanat Offen-
burg-Kinzigtal

Lichtwald Ivonne, SE Kämpfelbachtal (60 %), Dekanat
Pforzheim

Lieb Maritta, SE Sigmaringen und SE Sigmaringendorf-
Bingen, Dekanat Sigmaringen-Meßkirch

Pätzel Monika, Citypastoral Konstanz (50 %), Dekanat
Konstanz

Vierneisel Michael, SE Heitersheim, Dekanat Breisach-
Neuenburg

Vogel Gabriele, SE Konstanz-Petershausen, Dekanat
Konstanz

Weinmann Klaus, SE Philippsburg und SE Oberhausen-
Rheinhausen, Dekanat Bruchsal

Winter Mariell, SE Mannheim City, Dekanat Mannheim

Neuanstellungen

Eberhard Sr. Annemarai, SE Grünsfeld-Wittighausen,
Dekanat Tauberbischofsheim, als pastorale Mitarbeiterin

Reiland Luise, SE Elz-Neckar und SE Mosbach (50 %),
Dekanat Mosbach-Buchen

Roming Tobias, SE Mittleres Wiesental, Dekanat Wiesental

Billi Sigrid, SE Konstanz St. Martin-St. Gallus und SE Allens-
bach (50 %), Dekanat Konstanz, zum 1. Februar 2014

Wiederaufnahme des Dienstes

Ginser Karin, SE Östringen (80 %), Dekanat Bruchsal

Gut Daniela, SE Hockenheim (14 WoStd.), Dekanat Wies-
loch

Kaliga Gabriele, SE Mannheim Südwest (10 WoStd.),
Dekanat Mannheim

Rebel Stephanie, SE Am Litzelberg (14 WoStd.), Dekanat
Endingen-Waldkirch

Beurlaubungen

Ab 1. September 2013:

Fahl Carmen, zuletzt in der SE Klettgau-Wutöschingen

Jutz Ingrid, zuletzt in der SE Ettlingen Süd

Strobel-Seiler Susanne, zuletzt in der City-Pastoral
Konstanz

Ausgeschieden

Lohmüller Klaus, zuletzt im Sonderurlaub, zum 30. Juni
2013

Möschle Kai, zuletzt Dekanatsjugendreferent im Dekanat
Rastatt, zum 30. Juni 2013

Mungenast Kai, zuletzt in der SE Mannheim City, zum
31. Januar 2013

Zum 31. August 2013:

Constantin Anja, zuletzt in der SE Ettlingen Süd

Englert-Egolf Judith, zuletzt im Sonderurlaub

Gehringer Dominik, zuletzt in der SE Brühl-Ketsch

Müller Birgit, zuletzt im Sonderurlaub

Spang Barbara, zuletzt in der SE Nördlicher Kaiserstuhl

Trögler Sonja, zuletzt im Sonderurlaub


